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Stärkung von Beschäftigungsanreizen und Neujustierung von Sozi-
alleistungen 

Eckpunkte der Bundesregierung für den Haushalt 2011 

Die Bundesregierung hat am 07.06.2010 Eckpunkte für die weitere Aufstellung des Haus-
haltentwurfs 2011 und des Finanzplans bis 2014 beschlossen und im Eckpunktepapier „Die 
Grundpfeiler unserer Zukunft stärken - Acht Punkte für solide Finanzen, neues Wachstum 
und Beschäftigung und Vorfahrt für Bildung„ veröffentlicht. 

Hier finden Sie einen Auszug zur Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik: 

3. Stärkung von Beschäftigungsanreizen und Neujustierung von Sozialleistungen 
Das deutsche System der Sozialen Sicherung ist weltweit einmalig. Menschen, die ohne ei-
genes Verschulden in Not geraten, erhalten die solidarische Unterstützung der Gesellschaft. 
Im laufenden Jahr machen die Sozialausgaben mehr als die Hälfte der veranschlagten Bun-
desausgaben aus. Dies macht deutlich, dass eine nachhaltige Rückführung der staatlichen 
Defizite nur gelingen kann, wenn auch dieser Bereich einen zielgerichteten und fairen Bei-
trag leistet. 

Die Bundesregierung bekennt sich zum System der Sozialen Sicherung. Sie wird dort an-
knüpfen, wo offenkundig Konsolidierungspotenziale bestehen, da Anreize falsch gesetzt 
werden. Die Notwendigkeit des befristeten Zuschlages beim Arbeitslosengeld II ist überholt. 
Bei der Bundesagentur für Arbeit geht es darum, sie durch erweiterte Handlungsspielräume 
in die Lage zu versetzen, zielgenauer fördern zu können. Wir werden daher so genannte 
Pflichtleistungen in Ermessensleistungen umwandeln und den Rentenversicherungsbei-
tragssatz für SGB II Empfänger abschaffen. Es geht jeweils darum, die Anreize zur Aufnah-
me einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung zu stärken. 

Durch optimierte Vermittlung und die Rückwirkungen der demografischen Entwicklung auf 
den Arbeitsmarkt wird sich mittelfristig eine Belebung des Arbeitsmarktes im SGB II Bereich 
ergeben. Dies schlägt sich im Bundeshaushalt mit zusätzlichen Einsparungen ab dem Jahr 
2013 nieder. 

Das Elterngeld ist erfolgreich. Dennoch werden wir Veränderungen vornehmen. Die Bundes-
regierung wird die Lohnersatzrate bei Elterngeldbeziehern mit einem anzurechnenden Net-
toeinkommen von über 1.240 Euro im Monat von 67 % auf 65 % moderat absenken. Gleich-
zeitig bleibt der Höchstbetrag beim Elterngeld von maximal 1.800 Euro im Monat bestehen. 
Dadurch wird nicht nur die zukünftige Finanzierung des Elterngeldes gesichert, sondern vor 
allem auch die Unterstützung von Erwerbstätigen im unteren und mittleren Einkommensbe-
reich gewährleistet. 

Für die Empfänger von Arbeitslosengeld II ist der Grundbedarf durch die Regelsätze und die 
Zusatzleistungen gesichert. Die zusätzliche Gewährung von Elterngeld in Höhe von 300 Eu-
ro für Bezieher von Arbeitslosengeld II verringert den Lohnabstand. Es ist daher - analog zur 
Regelung beim Kindergeld - vertretbar, zukünftig kein Elterngeld für die Bezieher von Ar-
beitslosengeld II vorzusehen. 
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Die Bundesregierung appelliert an die Kommunen, trotz der angespannten Haushaltslage 
den Ausbau der Betreuungsplätze für unter dreijährige Kinder beschleunigt fortzuführen. Der 
Bund wird die hierfür bereitstehenden Mittel weiterhin uneingeschränkt zur Verfügung stellen. 
Nur so können wir eine Betreuungsinfrastruktur aufbauen, die Müttern und Vätern gleicher-
maßen die Teilhabe am Erwerbsleben nachhaltig sichert. 

Der Heizkostenzuschuss für Wohngeldempfänger ist eingeführt worden als die Energiekos-
ten auf einem historisch hohen Stand waren. Erfreulicherweise hat sich die Situation ent-
spannt. Die Rückführung auf das früher geltende Recht ist daher angemessen. 

Die Bundesregierung prüft daneben Möglichkeiten, die Vielzahl der verschiedenen Pro-
gramme und Förderinstrumente für junge Menschen zur Eingliederung in Ausbildung oder 
Arbeit besser aufeinander abzustimmen und – wo es sinnvoll und möglich ist – zu bündeln. 
Dazu wird eine ressortübergreifende Arbeitsgruppe unter Federführung des BMAS und Be-
teiligung der betroffenen Ressorts, insbesondere des BMBF, BMFSFJ und BMWI, einen 
Vorschlag erarbeiten, der zusammen mit der Reform der arbeitsmarktpolitischen Instrumente 
im Jahr 2011 umgesetzt werden soll. 

(…) 

6. Stärkung der Autonomie der Bundesagentur für Arbeit 
Die Bundesregierung wird die Autonomie der Bundesagentur für Arbeit stärken. Dies wird mit 
einer höheren Flexibilität bei der Ausgestaltung der Arbeitsmarktprogramme hin zu mehr 
Ermessensleistungen eingehen. 

Das System der Arbeitslosenversicherung wird so aufgestellt werden, dass es mittel- und 
langfristig ohne Darlehen oder Zuschüsse aus dem Bundeshaushalt wirtschaften kann. Un-
terjährigen Liquiditätsbedarfen soll die Bundesagentur für Arbeit durch die Möglichkeit eige-
ner kurzfristiger Kreditaufnahme begegnen können. 

Nach: Die Grundpfeiler unserer Zukunft stärken - Acht Punkte für solide Finanzen, neues Wachstum und Beschäftigung und 
Vorfahrt für Bildung. Ergebnisse der Kabinettsklausur. Eckpunkte für die weitere Aufstellung des Haushaltentwurfs 2011 und 
des Finanzplans bis 2014 vom 08.06.2010 

Der vollständige Text kann von der folgenden Internetseite abgerufen werden: 
http://www.bmas.de/portal/46116/property=pdf/2010__06__08__sparpaket__eckpunktepapier.pdf 

Bitte berücksichtigen Sie, dass ältere Links evtl. keine Verbindung mehr zu den angegebenen Seiten herstellen. 
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